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Die Gemeinde Schönberg erlässt gem. § 2 Abs. 1, §§ 9 und 10 

des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S.

2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722),

Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) vom 14.08.2007 zuletzt geändert durch § 3 des

Gesetzes vom 24.07.2015, der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 zuletzt

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 und Art. 23 der Gemeindeordnung für den

Freistaat Bayern (GO) vom 22.08.1998 zuletzt geändert durch § 2 Nr. 5 des Gesetzes

vom 12.05.2015  diese vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes als 

S a t z u n g.
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BPL NR. 007_03 PEITZING - DECKBLATT NR. 3 

FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

1. Art der baulichen Nutzung

VERFAHRENSVERMERKE 

1. Änderungsbeschluss:
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 05.12.2018 die Änderung des Bebauungsplanes
beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am 28.03.2019 ortsüblich bekannt gemacht.

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

2. Beteiligung der Öffentlichkeit:
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 
05.07.2019 hat in der Zeit vom 05.09.2019  bis einschließlich  04.10.2019  stattgefunden.

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

3. Beteiligung der Behörden:
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 05.07.2019 
hat in der Zeit vom 05.09.2019 bis einschließlich 04.10.2019 stattgefunden.

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

4. Öffentliche Auslegung:
Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde in der Fassung vom  ............... mit der 
Begründung und den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom ............... bis einschließlich ............... öffentlich ausgelegt. Dies wurde 
am ............... ortsüblich bekannt gemacht.

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

5. Beteiligung der Behörden:
Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom …………… wurden die 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom ............... bis einschließlich   ............... beteiligt.

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

6. Satzungsbeschluss:
Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ............... den Bebauungsplan/die
Bebauungsplanänderung in der Fassung vom ............... gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als
Satzung beschlossen.

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

7. Ausgefertigt:

………………………………, den ……………………. – Siegel –
(Stadt / Gemeinde)

………………………………..
Name, 1. Bürgermeister

8. Bekanntmachung:
Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgte ortsüblich durch Aushang am 
........... Der Bebauungsplan mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB wird seit diesem  Tag zu den ortsüblichen Dienstzeiten in den 
Amtsräumen der Stadt(Gemeinde) ............... zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 und Abs. 4, der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden (§ 215 Abs. 2 
BauGB).

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB).

Oberbergkirchen, den..............................           –Siegel-      Lantenhammer, 1. Bürgermeister

N
Planstand  05.03.2020

MI Mischgebiet § 6 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung

GFZ 1,2 Geschossflächenzahl

GRZ 0,6 Grundflächenzahl

    II Zahl der Vollgeschosse zwingend

    II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

4. Öffentliche Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

5. Hauptversorgungs- und Abwasserleitungen

20 kV-Leitung oberirdisch, mit Schutzbereich 
(siehe auch Tz 12.5 und Textliche Hinweise Nr. 6.6)

Abwasserleitung Schutzbereich 2,0 m beiderseits der 
Kanal-Längsachse, der nicht bepflanzt werden darf

Regenwasserleitung Schutzbereich 2,0 m beiderseits der 
Kanal-Längsachse, der nicht bepflanzt werden darf 

Wasserversorgung Schutzbereich 2,0 m beiderseits der 
Leitungs-Längsachse, der nicht bepflanzt und überbaut 
werden darf

6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft.

Bachlauf

Hochwasserlinie - das Gebiet zwischen den 
HQ 100-Linien ist von Überschwemmung 
bedroht. 

Ortsrandeingrünung, punktuell dichte Gehölz-
pflanzungen, alle 20 m ist ein Obstbaum zu pflanzen

Bäume zu pflanzen, Pflanzgebot gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25
 BauGB). Die Lage der zu pflanzenden Bäume kann 

innerhalb des Baugrundstückes verändert werden.
Es sind nur Bäume gem. Artenliste C 9.3 zulässig. 

20-KV-Leitung

Regenwasserleitung  wird verlegt

Niederspannungskabel unterirdisch

Baumbestand

Zufahrt zu Garagen und Carports, Einfahrt in 
Pfeilrichtung

Ga Garagen

Cp Carports

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

8. Planzeichenerklärung für die Hinweise

1278 Flurstücksnummer

Bemaßung in Meter

    Bestehende Gebäude

   Nebengebäude

   Höhenlinie

   Parzellen-Nummer1

5m

3.1

Schwarzerlen-Bruchwald junge Ausprägung
L 421
WP 9

Fließgewässer deutlich verändert 
Gewässerstruktur 4
F 13
WP 8

Fließgewässer deutlich verändert 
Gewässerstruktur 4
F 13
WP 8

3.1

3.3

4.3

44
6 m

44
6 m

445 m 445 m
107

GELTUNGSBEREICH NR.2

PRÄAMBEL

Die  Gemeinde Schönberg  erlässt gem. § 2 Abs. 1, §§ 9 und 10  des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  (BGBl. I, 3634), Art. 81 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) vom 14.08.2007 zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes 
vom 24.07.2019, der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) vom 22.08.1998 zuletzt geändert  durch § 1 Abs. 38 der Verordnung vom 
26.03.2019 diesen Bebauungsplan als  
S a t z u n g. 

   
 

Bebauungsplan: Nr. 007_03  PEITZING(DECKBLATT NR. 3)

Innerhalb des Geltungsbereiches  durch Deckblatt Nr. 3 wird in einem Teilbereich der bisherige 
Bebauungsplan vollständig durch die vorliegenden Planzeichnung und Textteil ersetzt und im Bereich der 
Flurnummern 1278/2, 1278,  1267/1 und 1268 erweitert. 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung

1.1 Das Gebiet des B-Planes wird als Mischgebiet (gem. Art. 6 Baunutzungsverordnung)  festgesetzt. In 
jedem Wohngebäude sind max. 2 Wohnungseinheiten  zulässig.

1.2 Die Bauweise ist offen nach Art. 22 Abs. 2 BauNVO.

1.3 Die Mindestgröße der Baugrundstücke  beträgt 500 Quadratmeter. Ausgenommen hiervon ist 
Flurstück 1278/2, hier beträgt die Grundstücksmindestgröße  350 Quadratmeter.

1.4 Nebenanlagen, wie z.B. Gartenlauben und Holzlegen sind auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen  zulässig. Dacheindeckungen  aus Dachpappen, Wellblech, farbigem Glas und 
Kunststoff oder ähnlich wirkenden Materialien sind unzulässig. Eine Ausnahme davon bilden 
Kleingewächshäuser  und Sonnenkollektoren .

2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die max. überbaubare Fläche und durch die festgesetzte 
Zahl der Vollgeschosse (Art. 83 Abs. 7 BayBO) fixiert. Eine Grundflächenzahl  von 0,6 und eine 
Geschossflächenzahl  von 1,2 dürfen nicht überschritten werden, ausgenommen hiervon ist die 
Parzelle 16 hier ist eine GRZ von 0,7 zulässig. 

3. Überbaubare Grundstücksfläche , Bauweise, Baugrenzen

Die überbaubaren Grundstücksflächen  werden durch Baugrenzen festgesetzt. Vorsprünge von 
diesen Baugrenzen in geringfügigem Ausmaß sind gem. Art. 23 Abs. 2 und 3 BauNVO zulässig. 
Wintergärten und andere leichte Anbauten sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig, soweit die 
Bestimmungen der BayBO eingehalten werden und 3 m Mindestabstand zu öffentlichen Flächen 
verbleibt. Sie dürfen folgende Grenzen nicht überschreiten:
Max. Wandhöhe: 2,20 m
Max. Grundfläche:  20 m2.
Max. Kubatur: 35 m3.
Die Abstandsflächenregelungen  gem. Art. 6 BayBO sind einzuhalten. 

4. Verkehrsflächen
Private Stellflächen/Parkplätze

4.1 Stellflächen und ihre Zufahrten sind so gering als möglich zu versiegeln. Als Beläge kommen 
Schotterrasen, Kies-/Splittdecken , Rasengittersteine , Porenpflaster, Rasenfugenpflaster  und 
Splittfugenpflaster  infrage.

4.2 Vor Garagen und Carports ist ein Stauraum von mindestens 5 Metern bis zur öffentlichen 
Verkehrsfläche auf dem eigenen Grundstück freizuhalten. Eine straßenseitige Einzäunung des 
Stauraumes ist unzulässig.

5. Flächen für die Verwertung und Beseitigung von Abwasser
Niederschlagswasser  von Dächern, Grundstückszufahrten  und PKW-Stellplätzen  darf nicht ohne 
ausreichende Rückhaltung in den Vorfluter eingeleitet werden. Bei versickerungsfähigem  Untergrund 
sollte Niederschlagswasser  über Sickeranlagen dem Grundwasser  zugeführt werden. Hinsichtlich der 
Einleitung von Regenwasser  in den Eschlbach wird auf Ziffer 3 der Textlichen Hinweise verwiesen.

6. Grünflächen (Art. 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) und Einfriedungen

6.1 Sicherung des Pflanzraums
Oberbodenbedarf  (Mindestmaße)
Bäume 1,5 m x 1,5 m x 0,80 m
Sträucher 0,40 m
Rasen: 0,15 m
Wiesen max. 0,15 m

 
6.2 Private Grünflächen

Mindestbegrünung  für private Grünflächen

Je angefangene 150 m2 Grundstücksfläche  sind gem. den Artenlisten (Textliche Festsetzung 9.3) ein 
Baum, sowie auf ca. 15 % der Fläche standortgerechte  Gehölze in Gruppen von 3-5 Stück bzw. als 
Hecken zu pflanzen. Mit angerechnet werden auch Pflanzgebote (Planliche Festsetzungen, Ziffer 6).

6.3 Einfriedungen:
Ausbildung der Einfriedung:
- Höhe max. 100 cm
- Art: naturfarbene Holzzäune oder Metallzäune ohne Sockel oder Hecken aus Arten der Liste in den 
Textlichen Festsetzungen 9.3
- Es ist ein Mindestabstand von 10cm zwischen der Zaununterkante  und der Geländeoberfläche  
einzuhalten

6.4 Einfriedungen müssen zur öffentlichen Verkehrsfläche einen Abstand von 2 Metern zum Straßenrand 
einhalten.

7. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft , den Hochwasserschutz  und die Regelung des 
Wasserablauf

7.1 Westlich der Brücke auf der Nordseite des Baches und östlich der Brücke auf der Südseite des Baches 
ist jeweils ein 5 m breiter Streifen, gemessen ab der Böschungsoberkante ,  für die Pflege des Baches 
freizuhalten. Diese Bereiche dürfen nicht überbaut, nicht dicht bepflanzt und eingezäunt werden.

7.2 Die Gebäude sind so zu errichten, dass wildabfließendes  Oberflächenwasser  nicht in das Gebäude 
eindringen kann. Es wird empfohlen sämtliche Gebäudeöffnungen  (wie z.B. Kellerlichtschächte  und 
Türen) min. 15cm über dem Gelände zu situieren und die Gebäude bis min. 15 cm über dem 
Geländeniveau wasserdicht auszubilden.

7.3 Aufgrund der Hangneigung des Plangebietes ist bei Starkregen mit wild abfließendem Wasser zu 
rechnen, das auch in Gebäude eintreten kann. Dadurch bedingt kann es zu flächiger Überflutung 
von Straßen und Privatgrundstücken  kommen, auch mit Erosionserscheinungen . Es wird eine 
wassersensible Gebäudeplanung  empfohlen. 

8. Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen
Aufschüttungen und Abgrabungen sind nur in geringem Umfang zulässig. Die Gebäude sind dem 
abfallenden Gelände anzupassen. Angleichungen durch Auffüllungen bzw. Abgrabungen an das 
bestehende Gelände bis zu einer Höhe von 1,50 m sind zulässig. Zwischen dem Eschlbach und der in 
blau dargestellten HQ100-Linie darf keine Aufschüttung erfolgen.

9. Planungen, Nutzungsregelungen , Maßnahmen und Flächen für Schutz, Pflege und Entwicklung von 
Natur und Landschaft

9.1 Grünflächen mit Pflanzgebot
Zur Ortsrandbegrünung  werden Flächen mit Pflanzgebot nach Art. 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB festgesetzt.

9.2 Die zu pflanzenden Bäume und Sträucher sind zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Bäume und 
Sträucher sind unverzüglich nachzupflanzen. Bei Baumaßnahmen sind die Vorschriften der DIN 18920 
und RAS-LP 4 zum Schutz von Bäumen anzuwenden 

9.3 Pflanzliste
9.3.1 Bäume zu pflanzen

Kleinbäume bis 15 m Höhe:
Mindestpflanzqualität:  Hochstämme, Stammumfang 10-12 (Mindestgröße)
Crataegus ssp. Weißdorn in Arten und Sorten
Sorbus aria Gemeine Mehlbeere

Obstbäume in Lokalsorten (als Hochstämme) z.B.
Apfel Birnen 
Bahnapfel Drosselbirne
Goldrenette Gänsebirne
Gravensteiner Gute Graue
Grüner Settiner Haferbirne
Lederapfel (Roter Boskop) Weinbirne
Maschanzker gelb oder rot
Roter Frühapfel
Schmalzapfel
Winterrenette

9.3.2 Sträucher zu pflanzen
Mindestqualität  Str., 2xv 60-100, 1 St/qm
Arten der standortgerechten  heimischen Vegetation, unter anderem
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus monogyna Weißdorn
Daphne mezereum Seidelbast
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Hippophae rhamnoides Sanddorn
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Prunus padus Traubenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Salix alba Silberweide
Salix daphnoides Reif-Weide
Salix pupurea Purpur-Weide
Salix triandra Mandel-Weide
Salix vinimalis Korb-Weide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

9.3.3 Der Baumbestand ist im Sinne des Vermeidungsgebotes  primär zu erhalten. Kann eine Baumfällung 
nicht vermieden werden, so ist die Fällung außerhalb der Vogelbrutzeit  (§ 39 Abs. 5 BNatSchG) 
durchzuführen. Die Ersatzpflanzung hat mit dem Faktor 2:1 zu erfolgen. Die Standorte der 
Neupflanzungen sind der unteren Naturschutzbehörde  zu melden

9.4 Schottergärten oder großflächige Steinschüttungen , bei denen Steine oder ähnliche Elemente wie 
Geröll, Kies und Splitt die Flächengestaltung  prägen sind unzulässig. 

9.5 Es sind weder fremdländische Bäume und Sträucher wie z.B. Thuja, Cypressus noch buntlaubige 
Ziergehölze noch Zier- oder Schnittformen von Gehölzen zulässig. 

9.6 Für Beleuchtungen sind nur insektenfreundliche  Leuchtmittel  ohne UV-Anteil (z.B. 
Natrium-Dampf-Hochdrucklampen  oder LED-Leuchten)  zulässig. Es sind Lampen ohne Streuwirkung 
zu verwenden (z.B. durch nach unten gerichtetes Licht). 

10. Ausgleichsflächen
10.1 Es errechnet sich ein Kompensationsbedarf  von 484 qm.

Dieser wird innerhalb des Geltungsbereichs  Nr. 2 gemäß § 1 a BauGB festgesetzt und dem 
Bebauungsplan Peitzing 3.Änderung zugeordnet. Nachstehende Flächen sind wie folgt zu 
entwickeln: 

Flurnummer(n):  107 und 108 jeweils Teilflächen
Gemarkung: Schönberg
(Teil-)Flächen: 422,6 qm auf Fl.-Nr. 107 und 61,4 qm auf Fl.-Nr. 108
Anerkennungsfaktor: 1,0 
Kompensationsfläche:  484 * 1,0 = 484 qm
Entwicklungsziel: Umwandlung eines strukturarmen Fichtenforst in einen 

Schwarzerlenbruchwald  junger Ausprägung mit besonderer Funktion als 
Biberlebensraum.  

Erstgestaltungsmaßnahmen: sind bereits erfolgt 
Weitere Festsetzungen: Weitere Maßnahmen sind dem Textteil des gemeindlichen Ökokontos 

zu entnehmen.

10.2 Die Anlage der Ausgleichsfläche  ist spätestens ein Jahr nach Satzungsbeschluss  herzustellen. 
Fertigstellungs-  und Abnahmetermin  müssen der Unteren Naturschutzbehörde  gemeldet werden.

11. Sonstiges
11.1 Garagen sind in Dachform und Dachdeckung dem Hauptgebäude anzupassen oder als Flachdach 

zulässig

12. Bauliche Gestaltung
In Verbindung mit Art. 9 Abs. 4 BauGB werden gem. Art. 81 BayBO Festsetzungen zur baulichen 
Gestaltung getroffen.

12.1 Höhenentwicklung  der Gebäude
Als Wandhöhe gilt das Maß von der natürlichen oder festgesetzten Geländeoberfläche  bis zum 
Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand.
Maximale Wandhöhe: II Die Wandhöhe ist durch das bestehende

Gebäude vorgegeben. Es ist profilgleich 
anzubauen

II 6,30 m bergseitig

Talseitig erhöht sich die Wandhöhe um das Maß des natürlich abfallenden Geländes.

12.2 Baukörper
Baukörperform
Der Grundriss der Einzelhäuser muss die Form eines länglichen Rechtecks (Seitenverhältnis  mind. 1 : 
1,15 aufweisen). Unterschreitungen  dieses Seitenverhältnisses  sind unzulässig. Der Dachfirst muss in 
Längsrichtung der Gebäude verlaufen.

12.3 Gestaltung des Daches
Dachform:
Dachflächen der neu zu errichtenden Baukörper sind rechteckig auszubilden. Im gesamten 
Geltungsbereich  sind für die Haupt- und Nebengebäude nur Satteldächer, Walm-, und 
Krüppelwalmdächer  zugelassen.

Dachneigung
Die Dachneigungen werden wie folgt festgesetzt:
Hauptgebäude bei II Satteldach profilgleicher Anbau
Hauptgebäude bei II Satteldach 25-30°
Nebengebäude Satteldach 25-30°

Bei Nebengebäuden , Garagen und Anbauten hat sich die Dachform und Dachneigung dem 
Hauptgebäude unterzuordnen.

Dachüberstände und Dacheindeckung:
Dachüberstände sind an der Traufe und dem Ortgang max. 1,00 m begrenzt. Als Dacheindeckung  
für die Haupt- und Nebengebäude sind kleinteilige Dachplatten in roten und schwarzen Farbtönen 
zulässig. Bei Balkon- bzw. Terrassenüberdachungen  sind Dachüberstände  bis max. 1,50 m zulässig. Bei 
Wintergärten und Freisitzen sind auch Glasdächer zugelassen.

Dachaufbauten
Dachgauben sind bei einer Dachneigung des Hauptdaches ab 30° zulässig. Die Ansichtsfläche einer 
Dachgaube darf max. 2,50 m. betragen. Negative Dachgauben (Einschnitte in die Dachfläche) sind 
nicht zugelassen. Maximal sind 2 Dachgauben pro Dachseite erlaubt. Zwerchgiebel , Standgiebel, 
Quergiebel sind zulässig, wenn sie gegenüber dem Hauptbaukörper  untergeordnet  sind (Breite max. 
45% der Gebäudelänge, max. aber 5,00 m). Bei allen Dachneigungen zulässig.

12.4 Fassadengestaltung
Material:
Als Material für die Fassaden ist, wenn nichts anderes festgesetzt, verputztes Mauerwerk zulässig. 
Holzverkleidungen  sind zugelassen.

12.5 Hochspannungsfreileitung
Bei allen Bauvorhaben, Erdbewegungen  und Pflanzungen innerhalb der Sicherheitszone von 
20-KV-Freileitungen  (Planzeichen Nr. 8) ist der nach DIN VDE 0210 erforderlich Abstand einzuhalten.

 

TEXTLICHE HINWEISE

1. Versorgungsleitungen
Die im Geltungsbereich  des Bebauungsplanes  verlaufenden Versorgungsleitungen  sind zu beachten. 
Vor jeweiligem Baubeginn, bzw. vor Anpflanzung von Bäumen hat eine Absprache mit den 
Versorgungsträgern  zu erfolgen. Eventuelle Verlegungen von Leitungen haben auf Kosten des 
Bauherrn/Bauwerber  zu erfolgen.
Die zum Anschluss der Häuser erforderlichen Verteilerschränke  sind nicht auf öffentlichem Grund, 
sondern in die Gartenzäune zu integrieren.
Jede Veränderung im Kabelnetz ist dem Netzmeister mit ausreichendem Vorlauf anzuzeigen und darf 
die umliegenden Stromkunden nicht beeinträchtigen .
Entstehende Kosten für Schaltmaßnahmen  und Umbauten am Kabelnetz trägt der
Verursacher.

2. Archäologische Bodenfunde:
Die Bauvorhaben liegen im Bereich des historischen Altortes von Peitzing. Im Bereich des Altortes 
können sich – zusätzlich zu obertägig erhaltenen Baudenkmälern  – im Boden auch ältere Reste von 
Vorgängeranlagen  oder von Bodendenkmälern  aus vor- und frühgeschichtlicher  sowie 
mittelalterlicher  Zeit erhalten haben, die meist noch nicht erschlossen, aber von großer Bedeutung 
für die frühe Ortsgeschichte sind. Insbesondere im Umgriff von alt abgegangenen Gebäuden ist 
verstärkt mit dem Vorhandensein  von Bodendenkmälern  zu rechnen (Spuren von Vorgängerbauten , 
Anschlüsse verschiedener  Schichten an die Mauern, die möglicherweise  die Erschließung und 
Datierung verschiedener  Bauphasen erlauben, etc.). Das Urkataster zeigt an dieser Stelle eine alt 
abgegangene Wassermühle und nördlich ein wohl zugehöriges Gebäude:

Die bayerische Denkmalliste wird nachqualifiziert . Im Zuge der Bearbeitung können Veränderungen 
am derzeit vor Ort bekannten Denkmalbestand  eintreten. Eine aktuelle Kartierung der 
Bodendenkmäler  mit zugehörigem kurzem Listenauszug bietet der öffentlich unter 
http://www.blfd.bayern.de/ zugängliche Bayerische Denkmalatlas .
Wer auf einem Grundstück nach Bodendenkmälern  graben oder zu einem anderen Zweck 
Erdarbeiten auf einem Grundstück vornehmen will, obwohl er weiß oder vermutet oder den 
Umständen nach annehmen muss dass sich dort Bodendenkmäler  befinden, bedarf der Erlaubnis 
(Art. 7 des Denkmalschutzgesetzes) . Die Erlaubnis ist zu beantragen beim Landratsamt Mühldorf a. 
Inn, Töginger Str. 18, 84453 Mühldorf a. Inn.
Wer Bodendenkmäler  auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren
Denkmalschutzbehörde  (Landratsamt Mühldorf a. Inn) oder dem Landesamt für
Denkmalpflege, Hofgraben 4, 80539 München, Tel. 089/2114-0, Fax 089/2114-300
anzuzeigen (Art. 8 Abs. 1 DSchG).
Die Bauherrn bzw. Grundstückseigentümer  sowie die Bauaufsicht werden darauf
hingewiesen, dass archäologische Bodenfunde, die bei den Bauarbeitern zutage
treten, der gesetzlichen Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für
Denkmalpflege (Tel. 089/2114-0) unterliegen (Art. 8 Abs. 1-2 Denkmalschutzgesetz) .

3. Niederschlagswasser
Niederschlagswasser  von Dachflächen soll zur Weiterverwendung  gesammelt werden (Brauchwasser, 
z.B. für den Garten). überschüssiges  Dachflächenwasser  und unverschmutztes  Niederschlagswasser  
von Hofflächen usw. ist, soweit es die Untergrundverhältnisse  erlauben, auf dem Baugrundstück zu 
versickern oder in den Eschlbach einzuleiten. Für die Einleitung von Regenwasser  in den Eschlbach ist 
beim Landratsamt Mühldorf a. Inn unabhängig von der Baugenehmigung  eine wasserrechtliche  
Erlaubnis zu beantragen. Es sind geeignete Rückhalteeinrichtungen  vorzusehen. Dabei sind die 
einschlägigen Regeln, insbesondere das Merkblatt ATV-DVWK M 153 „Handlungsempfehlungen  zum 
Umgang mit Regenwasser"  vom August 2007 und das DWA-Arbeitsblatt  A117 vom April 2006 
"Bemessung von Regenrückhalteräumen"  zu beachten.

4. Landwirtschaftliche  Emissionen
Bei der Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen  Flächen kann es zu Emissionen durch 
Staub, Lärm und Geruch kommen. Diese sind Bewirtschaftungsgemäß  auch am Wochenende und 
nachts zu dulden.

5. Grenzabstände von Pflanzen
Der erforderliche Grenzabstand richtet sich nach der Höhe des Gewächses:  Ist es bis zu 2 Meter 
hoch, so beträgt der notwendige Abstand mindestens 50 Zentimeter von der Grenze. Ist es höher als 
2 Meter, so muss es auch mindestens 2 Meter von der Grenze entfernt gehalten werden. Der Abstand 
ist die kürzeste Verbindung zur Grenze. Er wird gemessen: bei Bäumen von der Mitte des Stammes; 
bei Sträuchern und Hecken von der Mitte des am nächsten an der Grenze stehenden Triebes. 
Maßgebend ist immer die Stelle, an der der Stamm oder Trieb aus dem Boden tritt. Verzweigungen 
über der Erde bleiben ebenso unberücksichtigt  wie eine eventuelle Neigung des Stammes oder 
Triebes zur Grenze hin. In einigen Fällen gelten Sonderregelungen . So ist an der Grenze zu einem 
landwirtschaftlich  genutzten Grundstück ein Grenzabstand von 4 Metern einzuhalten, wenn dessen 
wirtschaftliche Bestimmung durch Schmälerung des Sonnenlichts erheblich beeinträchtigt  werden 
würde. Anpflanzungen im Umfeld öffentlicher Straßen dürfen nicht angelegt werden, soweit sie die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs (z. B. durch Sichtbehinderung)  beeinträchtigen  können.
Der Nachbar muss aber den Anspruch nicht geltend machen, z. B. wenn ihn der Baum oder die 
Hecke nicht stören. Aber Achtung! Die Ansprüche unterliegen der Verjährung. Die Verjährungsfrist  
beträgt fünf Jahre und beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres , in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Eigentümer des Grundstücks von den Anspruch begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit  erlangen müsste. Nach Ablauf der Verjährungsfrist  
kann die Herstellung eines dem Gesetz entsprechenden Zustandes nicht mehr durchgesetzt  werden. 
Die Verjährungsfrist  gilt im Grundsatz nur für die gerade von ihr betroffene Pflanze. Geht ein Baum ein 
und wird er durch einen anderen ersetzt, so beginnt für diesen die Verjährungsfrist  neu zu laufen. 
(Quelle: „Rund um die Gartengrenze“, Bayerisches Staatsministerium  der Justiz, 
www.justiz.bayern.de)

6. Verschiedenes
6.1 Vor Baubeginn sollten die Grundwasserverhältnisse  erkundet werden. Außerdem ist stellenweise mit 

sehr schlechtem Baugrund zu rechnen, deshalb sollten vor Baubeginn Bodenuntersuchungen  
durchgeführt  werden um gegebenenfalls  rechtzeitig Maßnahmen zur Bodenverbesserung  bzw. 
Bodenaustausch  vornehmen zu können.

6.2 Es besteht Hochwassergefahr  in Katastrophenfällen . Entsprechende hochwasserschützende  
Maßnahmen (z.B. Höhersetzen der Lichtschächte, Sicherung der Heizöltanks gegen Auftrieb) sind zu 
ergreifen. Nähere Informationen finden sich in der Hochwasserschutzfibel  des Bundesministeriums  für 
Verkehr und digitale Infrastruktur www.fibbund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser  
Der Abschluss einer Elementarschadens-versicherung  sollte empfohlen werden. (weitere 
Informationen:  www.elementar-versichern .de) 

6.3 Vor Erdarbeiten sind Planauskünfte bei den Versorgungsträgern  (Gemeinde, Telekom, Bayernwerk 
AG) einzuholen.

6.4 Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Arbeitenim Bereich der 20kV Leitung(Textziffer  16.5 und 
Planzeichen Nr. 8) , dazu zählen auch das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, wird auf das 
„Merkblatt über Baumstandorte  und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ , herausgegeben 
von der Forschungsgesellschaft  für Straßen- und Verkehrswesen hingewiesen. Bei Baumpflanzungen  
bitten wir zu beachten, dass eine Abstandszone von je 2,50 m beiderseits von Erdkabeln einzuhalten 
ist. Auf jeden Fall ist vor Beginn von Erdarbeiten eine Planauskunft  von der Bayernwerk AG einzuholen 
(Email: Planauskunft-Altdorf@bayernwerk .de; Telefon: 0871/96639-338)  

6.5 Auf die Unfallverhütungsvorschriften  Elektro Textil Feinmechanik  für elektrische Anlagen und 
Betriebsmittel  (BGV A3) und die darin aufgeführten VDE-Bestimmungen , zum Einsatz von größeren 
Baugeräten wird hingewiesen 

6.6 Es dürfen im Bereich der Leiterseile nur niedrig wachsende Bäume und Sträucher gepflanzt werden. 
Nach DIN VDE 0210 darf der Abstand zwischen den Leiterseilen von 20 kV-Freileitungen und Bäumen 
2,50 m nicht unterschreiten. Dieser Mindestabstand muss auch bei größtem Durchhang und bei 
Ausschwingen der Leiterseile durch Windlast gegeben sein.“ 

6.7 Starkniederschläge  und damit verbundene Sturzfluten sind sehr seltene und kaum vorhersehbare 
Ereignisse, die aber bei realem Auftreten sehr große Schäden hervorrufen können. 
Starkregenereignisse  können flächendeckend überall auftreten und werden voraussichtlich durch 
die Klimaänderung an Häufigkeit und Intensität weiter zunehmen. Vor diesem Hintergrund ist es aus 
unserer Sicht unabdingbar, alle Möglichkeiten zur Minimierung der potenziellen Schäden ins Auge zu 
fassen. Ziel muss es dabei sein, alle möglichen Wassereindringwege  in die geplanten Gebäude bis zu 
den relevanten Höhen zu verschließen.
Außerdem muss durch entsprechend angepasste Nutzung der tieferliegenden Räume sichergestellt  
werden, dass empfindliches oder besonders wertvolles Inventar nicht durch Wassergefahren  
geschädigt werden kann.
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TEXTLICHE HINWEISE
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                              

1. Versorgungsleitungen

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes verlaufenden Versorgungsleitungen 
sind zu beachten. Vor jeweiligem Baubeginn, bzw. vor Anpflanzung von Bäumen hat 
eine Absprache mit den Versorgungsträgern zu erfolgen. Eventuelle Verlegungen 
von Leitungen haben auf Kosten des Bauherrn/Bauwerber zu erfolgen.

Die zum Anschluss der Häuser erforderlichen Verteilerschränke sind nicht auf 
öffentlichem Grund, sondern in die Gartenzäune zu integrieren.

Jede Veränderung im Kabelnetz ist dem Netzmeister mit ausreichendem Vorlauf 
anzuzeigen und darf die umliegenden Stromkunden nicht beeinträchtigen. 
Entstehende Kosten für Schaltmaßnahmen und Umbauten am Kabelnetz trägt der 
Verursacher.

2. Archäologische Bodenfunde:

Die Bauvorhaben in den Flurstücken Nr. 1276, 1276/1 und 1277 liegen im Bereich 
des historischen Altortes von Peitzing. Im Bereich des Altortes können sich – 
zusätzlich zu obertägig erhaltenen Baudenkmälern – im Boden auch ältere Reste von
Vorgängeranlagen oder von Bodendenkmälern aus vor- und frühgeschichtlicher 
sowie mittelalterlicher Zeit erhalten haben, die meist noch nicht erschlossen, aber 
von großer Bedeutung für die frühe Ortsgeschichte sind. Insbesondere im Umgriff 
von alt abgegangenen Gebäuden ist verstärkt mit dem Vorhandensein von 
Bodendenkmälern zu rechnen (Spuren von Vorgängerbauten, Anschlüsse 
verschiedener Schichten an die Mauern, die möglicherweise die Erschließung und 
Datierung verschiedener Bauphasen erlauben, etc.). Das Urkataster zeigt an dieser 
Stelle eine alt  abgegangene Wassermühle und nördlich ein wohl zugehöriges 
Gebäude:

Die bayerische Denkmalliste wird nachqualifiziert. Im Zuge der Bearbeitung können 
Veränderungen am derzeit vor Ort bekannten Denkmalbestand eintreten. Eine 
aktuelle Kartierung der Bodendenkmäler mit zugehörigem kurzem Listenauszug 
bietet der öffentlich unter http://www.blfd.bayern.de/ zugängliche Bayerische 
Denkmalatlas.

Wer auf einem Grundstück nach Bodendenkmälern graben oder zu einem anderen 
Zweck Erdarbeiten auf einem Grundstück vornehmen will, obwohl er weiß oder 
vermutet oder den Umständen nach annehmen muß, dass sich dort Bodendenkmäler
befinden, bedarf der Erlaubnis (Art. 7 des Denkmalschutzgesetzes). Die Erlaubnis ist 
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Geltungsbereich Nr. 2, Ausgleichsfläche; Ziel Entwicklung 
eines Schwarzerlen Bruchwaldes mit besonderer Funktion 
als Biberlebensraum

7. Sonstige Planzeichen
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